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Dieses nicht endende »18-Minuten-pro-Tag«-Gewäsch geht mir auf denKeks. Politiker und leider auch diemeisten Medien werden nicht müde,den Arbeitskampf der Beschäftigtenim öffentlichen Dienst mit der Be-hauptung zu diffamieren, es gehedoch »nur« um 18 Minuten Mehrar-beit pro Tag. Sieben Wochen dauertder Tarifstreit jetzt bereits. Undvielleicht ist er auch bei Erscheinendieses Heftes noch nicht beendet. Ichwünsche an dieser Stelle allen Strei-kenden Kraft, Ausdauer und Erfolg –deutlich mehr Erfolg, als die bisheri-gen lokalen Kompromisse es erwartenlassen.Hier ist nicht der Ort, die Streiktak-tik der Vereinten Dienstleistungsge-werkschaft (ver.di) zu hinterfragen,dafür gibt es andere Foren undOrgane. Nur soviel sei angemerkt: Ichhege arge Zweifel, dass Abschlüssewie in Hamburg mit gestaffeltenArbeitszeiten für verschiedene Be-schäftigten-Gruppen geeignet seinkönnen, die Geschlossenheit unterden Kolleginnen und Kollegen zuwahren.An dieser Stelle soll es um Anderesgehen, nämlich um die Häme undHetze, mit der auf die Beschäftigtendes öffentlichen Dienstes verbaleingeprügelt wird. »18 Minuten proTag«, um mehr gehe es doch nicht,tönt die Propaganda-Maschine:Müllwerker, Kindergärtnerinnen,Straßendienstler und all die anderensollten sich gefälligst nicht so mimo-senhaft anstellen, heißt es; eingefor-dert wird ihre Bereitschaft zu »minimalem« Einlenken fürs große

Gesamtwohl. Ach, ja, und das Mär-chen von den angeblich sicherenArbeitsplätzen (»unkündbar«) imöffentlichen Dienst darf natürlich auchnicht fehlen.Was für ein infamer Unsinn!Zunächst einmal bedeuten 18 Minu-ten am Tag immerhin anderthalbStunden pro Fünf-Tage-Woche oderrund zwei Wochen weniger Freizeit imJahr – egal, ob die nun in Minutenoder in geblockten freien Tagengewährt wird. Und noch weiter

gerechnet, würde eine Zustimmung zu18 Minuten Mehrarbeit pro Tag nichtsweiter bedeuten als ein Ja zu gutanderthalb Jahren mehr Lebensar-beitszeit.Nicht minder verlogen ist dasMärchen von den sicheren Jobs. Keinanderer Beschäftigungsbereich hathöhere Anteile an Teilzeitjobs undbefristeten Arbeitsverträgen. SeitBeginn der neunziger Jahre sind knappzwei Millionen Stellen im öffentlichenDienst weggefallen – minus 68Prozent bei ArbeiterInnen, minus zehnProzent bei BeamtInnen! Und soll nicht die geforderte, ebenvorgerechnete Mehrarbeit erklärter-maßen helfen, notwendige Neuein-stellungen zu vermeiden und somitweiteren Stellenabbau zu begünsti-gen? Zahlen nicht die öffentlichBeschäftigten seit Jahren für dieständig vorgegaukelte Schein-Sicher-heit hohe Preise durch Verzicht beiden Einkommenstarifen, deren Zu-

wächse kontinuierlich unter denen derso genannten freien Wirtschaft liegen?Es ist weder neu noch ungewöhn-lich, dass Arbeitgeber über streikendeArbeitnehmer herziehen und sichdabei auch kräftig aus den sumpfigtriefenden Töpfen der Halb- undUnwahrheiten bedienen. Und sichergehörte die massive Propaganda vonBund, Ländern und Kommunen nochweitaus detaillierter aufgedröselt, aberdas mögen bitte andere leisten. Fürhier und heute bemerkenswert halteich die perfekt inszenierte Penetranz,mit der diese Propaganda-Maschinearbeitet. Es ist dieselbe Penetranz, mitder uns seit Jahren erzählt wird, dassArbeitslose gefälligst nicht so hoheAnsprüche stellen sollen, dass Zuwan-derer sich doch bitte intensiver umihre Integration zu bemühen hätten,dass Jugendliche mehr Leistungswillenund Bildungshunger zu zeigen haben.Diejenigen, die diese Propagandajeweils veranlassen, sind dieselben,die all diesen und weiteren Bereichendie öffentlichen Zuschüsse zusammen-gestrichen oder verweigert haben.Und die nun Krokodilstränen ver-gießen über die unübersehbarenMissstände in den Schulen oder beider Integration oder über die Perspek-tivlosigkeit der Jugend.Erschreckend ist es auch, zu beob-achten, wer denn eigentlich diesepenetrante Propaganda transportiert:In den betreffenden Medien sind ganzüberwiegend auch nur normal abhän-gig Beschäftigte mit Berichterstattung,Nachrichtenauswahl oder oft auchKommentierung befasst – egal, ob beiZeitungen, Rundfunk, Fernsehen,
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Printmagazinen. Und die haben in denvergangenen Jahren genauso wieetliche andere Bereiche empfindlicheEinkommenseinbußen, Personalabbauoder Arbeitszeitverdichtung hinzuneh-men gehabt. Viele dieser Medien-schaffenden sind sogar Mitglied inderselben Gewerkschaft wie diestreikenden Kolleginnen und Kollegendes öffentlichen Dienstes. Undtrotzdem »flutscht“ die Propaganda,als ob es sonst nichts Wichtigeres undRichtigeres zu schreiben und zu sagengäbe. Krass gesagt, gibt es Redakteur-Innen, die vor etwas mehr als zweiJahren in ihren Regionen zu denStreikführerInnen des mehrwöchigenJournalistenausstands gehört haben –und die heute über den Arbeitskampfim öffentlichen Dienst die verbalenSchmutzkübel ausgießen.Unschön, aber nicht unbedingtentscheidend: In der Regel gehörenweniger die Vermittler von (schlech-ten oder falschen) Nachrichtenabgestraft als vielmehr deren Verursa-cher. Schauen wir also lieber auf diePolitik, die von den öffentlich Be-schäftigten brachial Zugeständnisseverlangt, weil doch die öffentlichenKassen gar so leer seien. Dies nämlichist der Punkt, an dem deutlich wird,warum der lange Arbeitskampf imöffentlichen Dienst so ausführlich imEditorial dieser Zeitschrift behandeltwird: Wenn es nicht gemeinsamgelingt, diese Hetze zu beenden,werden nicht nur ArbeitnehmerInnenund ihre Gewerkschaften, sondernauch UmweltschützerInnen, Sozial-,Integrations- oder Bildungs- Initiati-ven und viele andere den Kürzerenziehen – und zwar künftig deutlichmehr als bisher schon.Es gilt klar zu machen, dass dieseGesellschaft nicht nur einen Umbauvon unten nach oben braucht, sondernihn auch mit Leichtigkeit bezahlenkann. Es bedarf dafür »nur« derUmkehrung einiger Vorzeichen in derVerteilung der reichlich verfügbaren

Mittel. Niedersachsen und Bremen,zwei Länder, deren Haushalte mehr alsmarode sind, geben (siehe Seite 5)eine Milliarde Euro aus für einenTiefwasserhafen: Das begünstigtReeder und Hafenwirtschaft, dennimmer größere Schiffe helfen dieTransportstückkosten zu senken. Alsoist das pure Unternehmens-Subventi-on. Bremen hat trotz qualifizierterWarnungen mehr als eine halbe

Milliarde Euro in das Tourismusvorha-ben »Space Park« investiert; es istgeplatzt. Land Niedersachsen undLandkreis Cuxhaven stecken hunderteMillionen Euro in den FlughafenNordholz (nördlich von Bremerhaven),obwohl kein Interesse an dessenziviler Nutzung erkennbar ist. Nur dreiBeispiele von vielen, aus allen übrigenLändern und dem Bund ließe sichdiese Liste fast beliebig ergänzen.Das Perfide daran ist, dass die soagierenden Politiker – via Medien(siehe oben)! – beharrlich davonreden, zur Sanierung der Haushaltemüssten »Subventionen« abgebautwerden. Sie meinen damit aber nichtdie Gelder, die sie den Unternehmenbeliebiger Branchen in den Rachenwerfen. Nein, »Subventionen« sind imneudeutschen Politiker-Sprech diestaatlichen Zuschüsse zum Leben undÜberleben für die breite Masse derBevölkerung, für Bildung, Erziehung,Mobilität, Gesundheitsschutz, Alters-versorgung und vieles andere mehr.Nicht zu vergessen: DieselbenPleite-Verwalter in den Kabinetten,die Bürgerinnen und Bürgern Spar-zwänge und Verzicht in egal welchenBereichen predigen, drücken ihnenzugleich immer mehr Alltagskostenaufs Auge. Ich rede von dem rapidenRückzug des Staates aus elementarenBereichen der Ver- und Entsorgung:Die Postdienste-Abdeckung etwa ist inetlichen Städten und vor allem auf

dem flachen Lande durch die »Privati-sierung« des gelben Riesen nichtbilliger, dafür aber erheblich schlech-ter geworden; zugleich steigt durchdie Vielzahl kleiner und kleinsterDienstanbieter die gesamt aufge-wendete Tonnenkilometerleistung unddamit die Belastung der Umwelt undder Menschen. Oder schauen wir aufStrom-, Gas- und zunehmend (sieheSeite 16 ff.) auch die Wasserwirt-schaft: Konzernen, die für ihr überbor-dendes Kapital dringend neue Investi-tionsmöglichkeiten suchten, wurdenwesentliche Bereiche der Grundver-sorgung übertragen. Wenn die Ver-braucherInnen-Preise sinken, dann nurvorübergehend – in der Phase derMarktbereinigung, sprich: neuerregionaler Monopolbildungen –,danach wird abgezockt, und dies oftebenfalls ohne Rücksicht auf Ressour-cen oder Umwelt. Auch dies nur zweiBeispiele von vielen...Wobei an dieser Stelle der Bogenzurück zum Anfang geschlagenwerden kann: Es war und ist auchdiese Politik der Deregulierung undAusgliederung einst öffentlicherDienstleistungen, die die Jobs der dortBeschäftigten unsicherer gemacht undschlechter gestellt hat. So gesehen,drängt sich ein Vorschlag auf: Wer denWasserhahn aufdreht, den Mülleimerauskippt, den Briefkasten leert, denStaubsauger an die Steckdose an-schließt; wer sein Kind zum Hort oderzur Schule verabschiedet, wer in denBus steigt oder eine Klinik aufsucht –wenn jede und jeder von uns bei solchalltäglichen Routinen kurz überDienstleistungen und öffentlicheHaushalte nachdenkt und darüber,was sich ändern sollte und müsste,dann wird sich alsbald die gemeinsa-me Kraft genau dafür finden. Konse-quent wäre es übrigens, wenn jedeund jeder von uns für dieses Nachden-ken bis auf weiteres – 18 Minutentäglich aufwenden würde. Burkhard Ilschner

Es gilt klar zu machen, dass dieseGesellschaft nicht nur einen Umbauvon unten nach oben braucht, son-dern ihn auch mit Leichtigkeitbezahlen kann.
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